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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über Sicherheitsscheiben 
für Kraftfahrzeuge 
— Drucksache 7/89 — 


A. Problem 

Untersdiiedlidie Vorsdiriften über Windsdiutzsdieiben für 
Kraftfahrzeuge in den einzelnen EWG-Mitgliedstaaten hemmen 
den Kraftfahrzeughandel. Auch aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit ist es notwendig, die technisch beste Lösung als all- 
gemein verbindlich vorzuschreiben. 


B. Lösung 

Nach dem Richtlinienvorschlag soll ab 1. Oktober 1976 — für 
schnelle Fahrzeuge schon ab 1. Oktober 1974 — für Windschutz- 
scheiben Verbundsicherheitsglas allgemein verbindlich vorge- 
schrieben werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/416 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Straßmeir 


Der Richtlinienentwurf in Drucksache 7/89 wurde 
dem Ausschuß für Verkehr mit Schreiben des Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages vom 15. Februar 
1973 zur Beratung überwiesen. Der Ausfeciiuß 'hat die 
Vorlage in seiner Sitzung am 21. März 1973 be- 
handelt. 

Der Richtlinienentwurf hat technische Vorschriften 
Über die Anforderungen an Windschutzscheiben für 
Kraftfahrzeuge lim Rahmen des gemeinschaftlichen 
Verfahrens über die Betriebserlaubnis zum Inhalt. 
Danach soll ab 1. Oktober 1976 — für schnelle Fahr- 
zeuge ab 130 km/h Höchstgeschwindigkeit schon ab 
1. Oktober 1974 — Verbundsicherheitsglas allgemein 
vor geschrieben werden, also das bisher im Bundes- 
gebiet überwiegend verwendete Eins che'ibensi che r- 
heitsgl'as (sogenanntes Krümelglas) nicht mehr zu- 
lässig sein. Durch diese Harmonisierung sollen ein- 
mal Hemmnisse im Kraftfahrzeughandel innerhalb 
der Gemeinschaft beseitigt werden; vor allem aber 
wird damit eine Erhöhung der Verkehrssicherheit 
für Kraftfahrzeuginsasse angestrebt. 

Der Ausschuß nahm im Verlauf der Beratungen 
davon Kenntnis, daß das bisher vielfach verwendete 
Einscheibensicher'heitsglas gegenüber dem Verbund- 
siicherheitsglas wesentliche Nachteile hat. Eine 
Windschutzscheibe aus Einscheibensicherheitsglas 


wird bei Steinschlag mit der Folge einer erheblichen 
Sichtbehinderung für den Fahrer zerstört; ferner 
kann der Insasse durch einditingende Glaskrümel 
veletzt werden. Bei einem Zusammenstoß können 
die Insassen außerdem durch die zerspringende 
Scheibe nach außen geschleudert und auf diese 
Weise verletzt werden. Auf der anderen Seite ist 
jedoch auch der technische Entwicklungsstand beim 
Verbundsicherheitsglas noch unbefriedigenid, weil 
hier bei einem Zusammenstoß gefährliche Glas- 
splitter entstehen und der Insasse bei einem Auf- 
prall auf die verhältnismäßig starre Scheibe erheb- 
liche Schädel- und Halswirbel frakturen erleiden 
kann. 

Bei dieser Sachlage hält es der Ausschuß nicht für 
sachgerecht, sich zum jetzigen Zeitpunkt schon auf 
das noch unvollkommene Verbundsicherheitsglas 
festzulegen. Dies gilt um so mehr deshalb, weil tech- 
nische Entwicklungsarbeiten im Gange sind, die 
durch eine Verbindung von Glas und Kunststoff ein 
zusätzliches Maß an Sicherheit für Insassen von 
Kraftfahrzeugen zum Ziele häben. Der Ausschuß 
schlägt daher in seiner Entschließung vor, die vor- 
gesehene EWG-Regelung so zu ändern, daß der Weg 
für andere technische Entwicklungen auch in Zukunft 
offenbleibt. 


Bonn, den 21. März 1973 


Straßmeir 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Richtlinienentwurf in Drucksache 7/89 wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht darauf hinzuwirken, daß das darin ent- 
haltene Anliegen in Brüssel weiterverfolgt wird; jedoch soll die geplante 
EWG-Regelung auch andere technische Entwicklungen offenhalten. 


Bonn, den 21. März 1973 


Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Straßmeir 

Vorsitzender Berichterstatter 
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